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Einleitung 

A. Skizzierung des Themas 

Der Prozess der Sachverhaltsaufklärung ist von herausragender Bedeutung 
für das Gerichtsverfahren. Oft sind es vor allem Tatsachenfragen und nicht 
Rechtsfragen, die den Kernbereich der Differenzen zwischen den Parteien 
ausmachen.1 So gibt es auf der einen Seite die Geschichte des Klägers und 
auf der anderen Seite die des Beklagten; nicht selten sind beide so diametral 
entgegengesetzt, dass man sich wundern mag, ob beide Seiten wirklich über 
denselben Sachverhalt sprechen. Der Richter kann den Fall aus eigener Wahr-
nehmung nicht beurteilen. Gleichwohl ist er dazu berufen, ein Urteil in der 
Sache zu fällen.  

Es stellt sich die Frage, wie ein Zivilverfahren sicherstellt, dass die Ver-
sionen von Kläger und Beklagtem schließlich zu einer in sich geschlossenen 
Sachverhaltsdarstellung verschmelzen. In diesem Zusammenhang wiederum 
erlangt die nächste Fragestellung Bedeutung, was eigentlich die Zielsetzung 
des Zivilprozesses ist: lediglich die Streitschlichtung zwischen den beteiligten 
Parteien oder die Ermittlung der (absoluten) Wahrheit bzw. Wirklichkeit?2 

Die Fakten eines Falls werden in allen Rechtsordnungen in der mündlichen 
Verhandlung durch die Erhebung von Beweisen ermittelt.3 In England, wie in 
allen übrigen common law-Ländern sowie – mit Einschränkungen – in Japan, 
gibt es darüber hinaus noch ein zusätzliches Mittel, mit Hilfe dessen Sach-
verhaltsaufklärung bereits vor der mündlichen Verhandlung betrieben wird: 
das Verfahren der discovery, oder wie es in England 4  neuerdings heißt: 
                                                                    

1 So auch die Einschätzung von Lorenz, ZZP 111 (1998), S. 35, 36. 
2 Zu dem Verhältnis von Wahrheit und Wirklichkeit s. Greger, Beweis, 1978, S. 28 ff.  
3 Der Begriff der Sachverhaltsermittlung wird hier in einem weiten Sinne als Gegen-

begriff zur Rechtsfindung verwendet. Der Begriff ist nicht in dem Sinne zu verstehen, dass 
tatsächlich eine „Ermittlung“ stattfindet. Eine solche ist jedenfalls in Deutschland dem 
Strafprozess sowie dem Verwaltungsprozess vorbehalten. Im Zivilprozess wird hingegen 
nicht ein Sachverhalt ermittelt, sondern lediglich eine Überprüfung der von den Parteien 
aufgestellten Behauptungen auf ihre Richtigkeit hin vorgenommen, s. Bernhardt, in: FG 
Rosenberg, 1949, S. 9, 25. 

4 Der Bezug auf das englische Zivilprozessrecht schließt grundsätzlich – sofern nicht 
ein anderes ausdrücklich bestimmt ist – auch das Zivilprozessrecht von Wales ein, da beide 
Länder von denselben zivilprozessualen Regeln regiert werden. 


